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Anmerkungen der IG Kreditkarten zum Ge-

setzesentwurf der Bundesregierung vom 

21.01.2009/ Gesetz zur Umsetzung des zivil-

rechtlichen Teils der Zahlungsdiensterichtli-

nie (BT-Drs. 16/11643) 

 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
 
wir bedanken uns für die Einladung der IG Kreditkarten zur öffentlichen Anhörung 
zu dem Gesetzesentwurf der Bundesregierung vom 21.01.2009 – Entwurf eines Ge-
setzes zur Umsetzung der Verbraucherkreditrichtlinie, des zivilrechtlichen Teils der 
Zahlungsdiensterichtlinie („ZDR“) sowie zur Neuordnung der Vorschriften über das 
Widerrufs- und Rückgaberecht (BT-Drucksache 16/11643). Wir dürfen Ihnen unsere 
Anmerkungen zum Gesetzesentwurf wie folgt zusammenfassen: 
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1. Zu § 675f Abs. 3 (Zahlungsauftrag)  
 
a)  Mit § 675f Abs. 3 Satz 2 wird die Definition des Zahlungsauftrags nur teil-

weise im Einklang mit der Richtlinie umgesetzt. Im Gegensatz zur Richtlinie 
(Art. 4 Ziff. 16 ZDR) wird im Gesetzentwurf in § 675f Abs. 3 Satz 2 der Auf-
trag, den ein Zahlungsempfänger seinem Zahlungsdienstleister zur Ausfüh-
rung eines Zahlungsvorgangs erteilt, nicht als Zahlungsauftrag definiert. Nach 
der strukturellen Verständnisweise des Gesetzentwurfes wären damit nur Zah-
lungsaufträge im Rechtsverhältnis zwischen Zahler und seinem Zahlungs-
dienstleister denkbar.  

 
b) Aufgrund der Erhebung von Zahlungsabwicklungstätigkeiten auf Zahlungs-

empfängerseite, insbesondere bei kartenakzeptierenden Händlern, zu auf-
sichtspflichtigen „Zahlungsdiensten“ sollte jedoch an einer deckungsgleichen 
Umsetzung der Richtlinie festgehalten werden.  

 
Insbesondere im Hinblick auf die bezüglich Kreditkartenzahlungen ungenü-
genden Regelungen des Art. 73 ZDR ist diese Differenzierung von Bedeu-
tung. Wegen der Bargeldersatzfunktion der Kreditkarte erfüllt der kartenak-
zeptierende Händler bereits nach Vorlage der Kreditkarte am Point-of-Sale 
(POS) nach Unwiderruflichkeit des Zahlungsauftrag des Karteninhabers seine 
Leistung. Zu diesem Zeitpunkt erhält der Händler gegen seinen Zahlungs-
dienstleister (Acquirer) einen Zahlungsanspruch nach Maßgabe der jeweils 
vertraglich vereinbarten Regelung. Zu diesem Zeitpunkt hat auf der anderen 
Seite aber auch der Karteninhaber sein Ziel (Erhalt der Ware oder Dienstleis-
tung) bereits erreicht, so dass der Karteninhaber – im Gegensatz zum Über-
weisungsverkehr – kein primäres Auftragsinteresse mehr hat, dass sein Zah-
lungsdienstleister (Kreditkartenherausgeber) an den Kreditkarten-Acquirer 
bzw. dieser an den akzeptierenden Händler leistet. Für den Karteninhaber ist 
bereits zu diesem Zeitpunkt am Point-of-Sale die Transaktion „erledigt“.  
 
Es ist gerade Typikum einer Kreditkartenzahlung, dass der kartenakzeptieren-
de Händler unabhängig von der Bonität des Karteninhabers bzw. dessen Kon-
todeckung die autorisierte Transaktionszahlung über seinen Acquirer vom 
Kreditkartenherausgeber erstattet erhält, so dass der erforderliche „Rege-
lungsschwerpunkt“ einer Kreditkartentransaktion nicht bei dem Zahlungsauf-
trag des Karteninhabers an seinen Kartenherausgeber, sondern bei dem Zah-
lungsauftrag des Händlers an dessen Zahlungsdienstleister/Acquirer liegt. Nur 
wenn der kartenakzeptierende Händler eine autorisierte Kreditkartentransakti-
on im Einklang mit seinen Acquiring-Vertragsbedingungen zum Kreditkar-
ten-Processing einreicht, hat er auch einen Zahlungsanspruch gegen seinen 
Kreditkarten-Acquirer und genau dieser Zahlungsanspruch bewirkt die Bar-
geldersatzfunktion. 
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c) Die Normen der Richtlinie, insbesondere Art. 73, die bezüglich Wertstellung 
und Verfügbarkeit von Transaktionsbeträgen den jeweiligen Zahlungsdienste-
nutzer und damit sowohl den Zahler als auch den Zahlungsempfänger schüt-
zen sollen, passen bei einer Überweisungstransaktion, nicht aber bei einer 
Kreditkartentransaktion. Der Zahlungsauftrag des Karteninhabers an seinen 
Kartenherausgeber verliert für den Karteninhaber bereits mit Vollzug der Lei-
stung am Point-of-Sale seine Bedeutung und wandelt sich in seiner rechtsge-
schäftlichen Bedeutung dahingehend, dass der Kreditkartenherausgeber einen 
Rechtsgrund haben muss, den Karteninhaber zu belasten. Diese, nach der 
Kreditkartentransaktion erfolgende Belastung des Karteninhabers, ist jedoch 
eine Rechtsfolge der bereits erfolgten Transaktion und berührt nicht mehr die 
Regelungsziele der Richtlinie mit ihren Regelungen zum Schutz der Zah-
lungsdienstenutzer. Zur Klarstellung dieser dogmatischen Vorgaben aus der 
Richtlinie sollte daher § 675f Abs. 3 Satz 2 wie beschrieben neu gefasst wer-
den (vgl. ergänzend hierzu auch die Anmerkungen zu § 675t). 
 

2. Zu § 675f Abs. 5 (Aufhebung des Surcharging-Verbots) 

 

a) Der Ausschluss des „Surcharging-Verbots“ gegenüber Zahlungsempfän-
gern/Händlern in § 675 Abs. 5 lässt erwarten, dass der unbare Zahlungsver-
kehr intransparenter, für Karteninhaber problematischer und letztlich für Ver-
braucher teurer wird. Insoweit wird eine Freigabe des Surcharging-Verbots 
gerade den Kernzielen der Zahlungsdiensterichtlinie entgegenlaufen. Dies 
stellt einen unverständlichen Widerspruch gerade auch zur Umsetzung des 
aufsichtsrechtlichen Teils der Richtlinie dar, wo etwa über den Zugang zu 
Zahlungssystemen Wettbewerb gefördert werden soll, was im Allgemeinen zu 
einem (auch preislich) besseren Angebot für den Verbraucher führt. Der Aus-
schluss des „Surcharging-Verbots“ wirkt gerade im Hinblick auf diese Ziel-
setzung aber gerade kontraproduktiv, da er sehr wahrscheinlich dazu führen 
wird, dass Kartenzahlungen für den Verbraucher teurer werden. 

 
 
b) Mit folgenden Beispielen sei kurz die Bedeutung des gegenwärtig praktizier-

ten Surcharging-Verbots in manchen Kreditkartensystemen verdeutlicht: 
 
Ein Karteninhaber, der nicht ausreichend Bargeld bei sich hat, kann bei-
spielsweise bei einem Supermarkt, der Kreditkarten akzeptiert, einkaufen und 
weiß von Anfang an, dass er nicht mehr bezahlen wird, als bei einer Bargeld-
bezahlung. Dieses bisher „blinde Verständnis“ von Kreditkarteninhabern in 
Europa basiert gerade auf dem regelmäßig in den Teilnahmebedingungen für 
Händler verankerten Verbot für Händler, bei Akzeptanz von Kreditkarten ein 
Zusatzentgelt vom Karteninhaber zu verlangen.  
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Wenn ein entsprechender Karteninhaber nach Einkauf zur Supermarktkasse 
kommt und erst dort erfahren würde, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe 
von ihm ein Zusatzentgelt für seinen beabsichtigten Kreditkarteneinsatz ver-
langt wird, könnte er gezwungen sein, seinen Einkauf aus „Zahlungsfrustrati-
on“ abzubrechen, natürlich mit entsprechender Beeinträchtigung der Attrakti-
vitätsbewertung einer Kreditkarte durch den Karteninhaber. Bei einem Re-
staurantbesucher kann in einer Vergleichbaren Situation nach Verzehr der 
Speisen gar ein Zwang zur Entrichtung des Entgelts entstehen. 
 

c) Sollte auf der Grundlage des Entwurfs in § 675f Abs. 5 eine allgemeine Ver-
braucherverunsicherung eintreten, da der Einsatz von Zahlungskarten generell 
(nicht nur von Kreditkarten) in Kostenhinsicht intransparent wird, so kann 
dies zu einem spürbaren Attraktivitätsverlust von Zahlungskarten und einer 
Steigerung von Bargeldeinsatz führen. Dies wird allerdings nachweislich die 
Zahlungsabwicklung verteuern und damit gerade nicht – entsprechend der 
Ziele der Zahlungsdiensterichtlinie – die Zahlungsabwicklung effizienter, 
moderner und kostengünstiger machen, sondern gerade zu Lasten von Ver-
brauchern die Bezahlung von Waren und Dienstleistungen verteuern, ohne 
dass diese an anderer Stelle hieraus einen Vorteil ziehen könnten. Auf diesen 
nachteiligen Effekt weisen vermehrt auch deutsche Verbraucherschutzver-
bände hin.  
 
Beispielsfälle aus Dänemark und Australien untermauern diese Sichtweise. In 
Dänemark war ein signifikanter Einbruch der Umsätze mittels Zahlungskar-
ten zu beobachten. In Australien hingegen zeigte sich insbesondere auch, dass 
Händler gerade dort Entgelte erhoben, um ihren Profit zu steigern, wo sie in 
Zahlungssituationen Vorteile daraus ziehen konnten, dass Verbraucher gar 
keine Wahl hatten, als mit einer Karte zu zahlen, ohne dass die Entgelterhe-
bung einen Bezug zu den tatsächlichen Kosten des Händlers hatte. 
 

d) Unter Berücksichtigung des Erwägungsgrunds 42 der Zahlungsdiensterichtli-
nie erfordert Art. 52 Abs. 3 ZDR zudem gerade eine Entscheidung der Mit-
gliedsstaaten, ob Surcharging erlaubt wird oder nicht. Eine Umsetzung alleine 
unter Bezugnahme auf Art. 52 Abs. 3 Satz 1 mit Zulässigkeitserklärung der 
Entgelterhebung bei bestimmten Zahlungsinstrumenten wird dieser bewuss-
ten Entscheidung nicht gerecht, da hiermit gerade Satz 2 in Art. 52 Abs. 3 
ZDR nicht ausreichend Rechnung getragen wird. 

 

3. Zu § 675h Abs. 1 (Kündigung eines Rahmenvertrages) 

 
a) In § 675h wird die Regelung des Art. 45 Abs. 2 ZDR nicht umgesetzt. Nach 

dieser Richtlinienregelung besteht ein Kündigungsrecht eines Zahlungs-
dienstnutzers nach Ablauf von zwölf Monaten mit dem Verbot gegenüber 
seinem Zahlungsdienstleister, diesbezüglich Entgelte zu erheben. In Kündi-
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gungsverhältnissen vor Ablauf von zwölf Monaten soll nach Art. 45 Abs. 2 
Satz 2 die Erhebung von Entgelten zulässig sein, sofern diese angemessen 
und an den Kosten ausgerichtet sind.  

 
b) Der Verzicht auf Übernahme des Art. 45 Abs. 2 ZDR wird sehr wahrschein-

lich nur zugunsten einer kleinen Minderheit von Zahlungsdienstnutzern vor-
teilhaft, für die große Mehrheit von Zahlungsdienstnutzern jedoch nachteilig 
und gebührenerhöhend wirken. Die Wahrnehmung kurzfristiger Kündi-
gungsmöglichkeiten vor Ablauf eines ersten Vertragsjahres in Kreditkarten-
verhältnissen löst erheblichen Bearbeitungs- und anteilmäßigen Rückerstat-
tungsaufwand aus, der generell kostenerhöhend wirkt und eine Erhöhung der 
Jahresgebühren angezeigt erscheinen lässt. In § 675h Abs. 1 sollte daher klar-
gestellt werden, dass in Kündigungsfällen vor Ablauf von zwölf Monaten 
Entgelte entsprechend der Richtlinie erhoben werden können. 

 
c) Der Entwurf in § 675h Abs. 2 Satz 1 geht erneut über Art. 45 Abs. 3 ZDR 

hinaus. Entsprechend des Gesetzesentwurfs würde ein Kündigungsrecht des 
Zahlungsdienstleisters entgegen jedweder bisher bekannten Zivilrechtsdogma-
tik bei Verträgen auf unbestimmte Zeit nur dann bestehen, wenn das Kündi-
gungsrecht ausdrücklich vereinbart wurde. Diese Regelung ist zum einen 
nicht in der Richtlinie vorgesehen und würde andererseits zu untragbaren 
Verhältnissen führen, falls in Einzelfällen gesonderte AGB-vertragliche Rege-
lungen bezüglich einer Kündigungsvereinbarung nicht einbezogen sein soll-
ten. Die Regelung des § 675h Abs. 2 sollte daher darauf beschränkt werden, 
dass die für den Zahlungsdienstleister maßgebliche Kündigungsfrist zwei 
Monate nicht unterschreiten darf. 

 
4. Zu § 675p (Unwiderruflichkeit eines Zahlungsauftrags) 

 
a) In § 675p Abs. 4 Satz 2 sollte klargestellt werden, dass die Zustimmung des 

Zahlungsempfängers zum Widerruf gegenüber dem Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers erforderlich sein sollte. In der Gesetzesbegründung soll-
te  ergänzend klargestellt werden, dass vertragliche Vereinbarungen zwischen 
Zahlungsempfängern und dessen Zahlungsdienstleister getroffen werden kön-
nen, die einen Widerruf durch den Zahler ermöglichen, die diesbezügliche 
Zustimmung des Zahlungsempfängers aber in seinem Rechtsverhältnis zu sei-
nem Zahlungsdienstleister – gegebenenfalls in vertraglichen Einzelfällen auch 
gegenüber dem Zahler selbst – erfolgen sollte.  

 
b) Auch wenn § 675p Abs. 4 Satz 2 im Übrigen Art. 66 Abs. 5 ZDR umsetzt, ist  

erst jetzt im bundesdeutschen Gesetzgebungsverfahren erkennbar geworden, 
dass mit dieser Widerrufsregelung untragbare Insolvenzrisiken für Kreditkar-
tenunternehmen insbesondere auf der Acquiring-Seite entstehen können, da 
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eine Synchronisierung zwischen den Vorgaben der Zahlungsdiensterichtlinie 
und dem deutschen Insolvenzrecht fehlt: 
 
Hier besteht die Gefahr, dass ein Zahlungsempfänger gegenüber „seinem Zah-
ler“ der Widerruflichkeit der Transaktion zustimmt, andererseits im Verhält-
nis zum Acquirer am abstrakten Zahlungsversprechen nach §§ 780, 781 BGB 
festhält. Dies mutet auf den ersten Blick unglaublich und praxisfern an, die 
Praxis belegt jedoch leider, dass Zahlungsempfänger / Händler durchaus ent-
sprechende Verhaltensweisen wählen, ohne dass zur Entscheidung berufene 
Gerichte den Kreditkarten-Acquirern angemessenen und erforderlichen 
Rechtsschutz gewähren, da die BGH Rechtsprechung zum Kreditkarten-
Mailorderverfahren von manchen Händlern – leider – als Trittbrett-
Blankoscheck gegen den Acquirer ausgenutzt wird. 
 

c) Die vom Zahlungsempfänger erklärte Zustimmung zur Widerruflichkeit der 
Transaktion muss deshalb auch eine unmittelbare Auswirkung auf das Acqui-
ring-Vertragsverhältnis zu dessen Kreditkarten-Acquirer haben. Anderenfalls 
wird zwischen Zahlungsempfänger und Karten-Acquirer gestritten werden, ob 
sich der Zahlungsempfänger den Widerruf des Zahlungsauftrags des Karten-
inhabers an den Kartenherausgeber auch in seinem Vertragsverhältnis (Zah-
lungsempfänger zu Kreditkarten-Acquirer) entgegenhalten lassen muss. Dies 
wird insbesondere vor dem Hintergrund verschärft, dass der BGH im Regel-
fall die Erteilung eines abstrakten Schuldversprechens nach § 780 BGB sei-
tens des Kreditkarten-Acquirers gegenüber dem Zahlungsempfänger an-
nimmt.  
 
Wenn der Zahlungsempfänger / Händler gerade mit einer Zustimmung zur 
Widerruflichkeit das Risiko für den Acquirer steigert, ist Schutz auch im 
Rechtsverhältnis zwischen Zahlungsempfänger und Acquirer dringend gebo-
ten. Besonders gesteigert wird das Risiko in der Insolvenz des Zahlungsemp-
fängers, da dann der Acquirer einen nicht mehr durchsetzbaren Rückzah-
lungsanspruch gegenüber dem Zahlungsempfänger hätte und auf eine Masse-
forderung gegen diesen beschränkt bliebe.  
 

d) Die Zustimmung des Zahlungsempfängers zur Widerruflichkeit der Karten-
transaktion zugunsten des Karteninhabers darf daher nicht im Hinblick auf 
den Acquiring-Vertrag an dem Kreditkarten-Acquirer „vorbeilaufen“. Um 

untragbare Insolvenz- und Haftungsrisiken der Kreditkarten-Acquirer 

zu vermeiden, sollte daher klargestellt werden, dass sich der Zahlungs-

empfänger die dem Zahler erteilte Zustimmung auch im Rechtsverhält-

nis zum Kreditkarten-Acquirer unmittelbar entgegenhalten lassen muss.  

 
Dementsprechend sollte § 675p Abs. 4 Satz 2 wie folgt gefasst werden: 
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„In den Fällen des Abs. 2 ist zudem die Zustimmung des Zahlungsempfän-
gers zum Widerruf erforderlich, die im Verhältnis zwischen Zahlungsempfän-

ger und seinem Zahlungsdienstleister zugleich bewirkt, dass ein Widerruf des 

Zahlers gegenüber seinem Zahlungsdienstleister zugleich als Widerruf des 

Zahlungsauftrags des Zahlungsempfängers an seinen Zahlungsdienstleister-

wirkt, soweit nicht der Zahlungsempfänger und sein Zahlungsdienstleister 

Abweichendes vereinbaren..“ 

 
 
 
5. Zu § 675s (Ausführungsfrist) 

 
Die Ausführungen in der Gesetzesbegründung zu § 675s decken sich nicht mit unse-
rem Verständnis des Art. 69 der Richtlinie. Insbesondere ist nicht nachvollziehbar, 
warum § 675s die Bezugnahme auf Transfers „auf ein Zahlungskonto“ streicht und 
die dieszügliche gegenständliche Beschränkung gerade nicht übernimmt. Diese in der 
Richtlinie enthaltene Beschränkung hatte durchaus ihren Sinn, da mit der Fristenre-
gelung in Art. 69 im Einklang mit Erwägungsgrund 37 der Richtlinie in erster Linie 
Überweisungs- oder sonstige Zahlungsvorgänge im Zentralbankverkehr angespro-
chen waren.  
 
Anders bei einer Kreditkartenzahlung:  
 

a) Hier führt der Kreditkarten-Acquirer regelmäßig kein Zahlungskonto für den 
Zahlungsempfänger, so dass bereits aus diesem Grund im Hinblick auf die 
richtlinienkonforme Umsetzung des Art. 69 davon ausgegangen werden 
kann, dass gerade ohne Führung eines Zahlungskontos beim Zahlungsemp-
fänger die Ausführungsfrist nach § 675s Abs. 1 nicht anwendbar ist.  

 
b) Auch unter Berücksichtigung des Erwägungsgrunds 37 der Richtlinie sollte 

in der Gesetzesbegründung zu § 675s Abs. 2 klargestellt werden, dass Abs. 2 
bei Kartenzahlungen, die vom oder über den Zahlungsempfänger ausgelöst 
werden, eine spezielle, die in Abs. 1 getroffene Fristenregelung verdrängen-
de Regelung darstellt. Dies sei vor folgendem Hintergrund erläutert: 

 
c) Bei einer Kreditkartenzahlung hat der Karteninhaber durch Bestäti-

gung/Freigabe der Kreditkartentransaktion alles auf seiner Seite Erforderli-
che getan, um die Zahlungstransaktion zu erfüllen bzw. den Zahlungsemp-
fänger in die Lage zu versetzen, die Zahlung zu erhalten. Im Gegensatz zu 
einem Überweisungsauftrag ist der Karteninhaber daher gerade nicht auf die 
zeitgerechte Erfüllung der Zahlung durch seinen Zahlungsdienstleister (Kre-
ditkartenherausgeber) angewiesen. Denn die Zahlungsansprüche des Zah-
lungsempfängers ergeben sich aus den Kreditkarten-Acquiring-Bedingungen 
mit dessen Zahlungsdienstleister/Acquirer, wobei der Zahlungsempfänger  
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auf eine zeitgerechte Weiterleitung des Zahlungsauftrags durch den Acquirer 
an den Kreditkarten-Issuer angewiesen ist, nicht aber auf eine Erfüllung der 
für einen Überweisungsvorgang bestimmten „T + 1“-Frist. Würde der Kre-
ditkartenherausgeber nicht entsprechend der innerhalb des Kreditkartensys-
tems maßgeblichen Fristen an den Kreditkarten-Acquirer des Zahlungsemp-
fängers leisten, würde dies nicht etwa – erneut im Gegensatz zu einem 
Überweisungsvorgang – zu einem Zahlungsverzugsanspruch des Zahlungs-
empfängers gegen den Zahler führen. Allenfalls im eigentlichen Zahlungs-
auftragsverhältnis zwischen dem Zahlungsempfänger und seinem Zahlungs-
dienstleister/Acquirer könnte Verzug eintreten, falls in Abweichung von den 
Kreditkarten-Acquiring-Bedingungen die dem Zahlungsempfänger zuste-
henden Beträge nicht rechtzeitig verfügbar gemacht werden. Konsequenter-
weise sollte daher in der Gesetzesbegründung zu § 675s klargestellt werden, 
dass § 675s Abs. 2 eine spezielle Regelung zu § 675s Abs. 1 darstellt.  

 
d) Entsprechend spricht sich auch der Bundesrat in seiner Stellungnahme zum 

Gesetzesentwurf der Bundesregierung (BT-Drs. 848/08) dafür aus, dass bei 
Kartenzahlungen – anders als bei Überweisungen – Zahlungsfristen von 
mehr als einem Tag zugelassen werden, da sich diese Zahlungsvorgänge we-
sentlich von denen der Überweisung unterscheiden. Der Bundesrat verweist 
in diesem Zusammenhang darauf, dass „dem Vernehmen nach“ in den Um-
setzungsgesetzen in anderen EU-Mitgliedsstaaten die Fristvorgaben von ei-
nem Tag nur für Überweisungen zwingend vorgegeben werden. Der deut-
sche Gesetzgeber sollte dieser Auslegung folgen, zumal bei dieser Art von 
Zahlungsvorgängen der organisatorische Aufwand und damit die Kosten für 
die Durchführung steigen, je kürzer die Fristen sind. 

 
6. Zu § 675t (Wertstellungsdatum und Verfügbarkeit) 

 
Im bisherigen Entwurfswortlaut des § 675t BGB-E ist ausschließlich auf den Eingang 
eines Zahlungsbetrages auf dem Konto des Zahlungsdienstleisters abgestellt, der so-
dann diesen Zahlungsbetrag dem Zahlungsempfänger unverzüglich verfügbar ma-
chen soll. 
 
a) Im Gesetzestext des § 675t Abs. 1 sollte – entsprechend des Wortlauts der 

Richtlinie, Art. 73 – klargestellt werden, dass auf den Zeitpunkt abzustellen 
ist, in dem der Geldbetrag „dem Konto des Zahlungsdienstleisters“ gutge-
schrieben wurde. 
 
Auch der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers bei einer Kreditkar-
tenzahlung wird gegenüber seiner kontoführenden Bank einen Anspruch auf 
Gutschrift haben, sobald der entsprechende Geldbetrag bei dieser kontofüh-
renden Bank eingegangen ist bzw. einen Anspruch aus Gutschrift nach ent-
sprechender Gutschriftsverfügung haben. Die Richtlinie stellt auf den letzte-
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ren Zeitpunkt ab, so dass zur Vermeidung von Missverständnissen auf den 
Gutschriftszeitpunkt auf dem Konto des Zahlungsdienstleisters des Zahlungs-
empfängers abgestellt werden sollte.  
 

b) In der Gesetzesbegründung zu § 675t Abs 1 sollte bezüglich des Grundsatzes 
der Pflicht, gutgeschriebene Geldbeträge „zur Verfügung zu stellen“ und ins-
besondere auch im Hinblick auf § 675t Abs. 1 Satz 3 klargestellt werden, dass 
eine Verfügbarkeit im sachenrechtlichen Sinne durch Ermöglichung von Ab-
tretbarkeit oder Verpfändbarkeit gefordert wird, nicht aber ein „zur Verfü-
gung stellen auf einem Bankkonto“ des Zahlungsempfängers.  
 
Die Richtlinie differenziert in Art. 69 und Art. 70 ganz ausdrücklich bezüg-
lich der Verfügbarkeit von Geldbeträgen auch bei Zahlungsvorgängen ohne 
Zahlungskonto und bringt damit zum Ausdruck, dass ein Verfügbarmachen 
eben gerade auch ohne Zahlungskonto möglich ist. Dies sollte in der Geset-
zesbegründung deutlicher hervorgehoben werden. 

 
c) § 675t Abs. 1 Satz 1 betont bislang nicht, dass eine entsprechende Pflicht nur 

bei einem geschäftsbesorgungsrechtlich begründeten Zahlungsanspruch nach 
§ 667 BGB (grundsätzlich) bzw. eben nach §§ 676 f, 676 g (für Überwei-
sungsvorgänge) bestehen soll. Genau hierin liegt die Problematik: 

 
d) Im Gegensatz zum Giro- und Überweisungsverkehr, wo sich der Anspruch 

des Zahlungsempfängers gegen seine Bank aus dem Girovertrag auf Gut-
schrift eingegangener Beträge ergab sich aus § 667 BGB bzw. §§ 676 f, 676 g 
BGB ergibt, gründen sich die Zahlungsansprüche von Vertragsunternehmen 
gegen Kreditkarten-Acquirer auf andere Anspruchsgrundlagen:  

 
aa) Im Kartenpräsenzgeschäft (mit physischer Vorlage der Karte) besteht im 

Regelfall ein vertraglicher Auszahlungsanspruch, der unabhängig von der Bo-
nität des Kartenherausgebers oder des Karteninhabers ist und damit unabhän-
gig vom Geldeingang. Dieser Auszahlungsanspruch ist aber auch unabhängig 
vom Zahlungsanspruch des Händlers gegen den Karteninhaber aus dem 
Grundgeschäft. Mit der Rechtsprechung des 8. Zivilsenats des BGH war dazu  
lange Zeit anerkannt, dass der Zahlungsanspruch des Vertragsunternehmens 
als Anspruch aus Forderungskauf nach §§ 433, 437 BGB einzuordnen sei. Mit 
Änderung der Rechtsprechung des 11. Zivilsenats des BGH im Jahre 2002 
ordnete der BGH seitdem den Zahlungsanspruch eines Vertragsunternehmens 
im sogenannten „card-not-present“ (CNP) Geschäft (z.B. Telefon-, Mailorder 
oder Internetbestelltung) nur als abstraktes Schuldversprechen nach § 780 
BGB ein, sofern nicht im Einzelfall wirksam vertraglich ein Auszahlungsan-
spruch ohne Garantiefunktion begründet werde. 
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Auch wenn die neue Rechtsprechung des BGH in der Literatur höchstumstrit-
ten ist, so besteht doch zumindest Einigkeit darüber, dass ein Zahlungsan-
spruch des Vertragsunternehmens auf einem eigens vertraglich definierten 
Anspruch besteht, der im Regelfall vom Geldeingang und dem Zahlungsan-
spruch des Händlers im Grundverhältnis zum Karteninhaber unabhängig ist. 
Dies ist auch im Hinblick auf den Einsatzzweck der Kreditkarte sachgerecht, 
da ein Vertragsunternehmen im stationären Handel (card-present/CP) nach 
Vorlage und Akzeptanz der Kreditkarte auf keinen Fall das Bonitätsrisiko des 
Karteninhabers oder auch des Kartenemittenten tragen soll und einen Zah-
lungsanspruch gerade unabhängig vom Geldeingang (und damit eben unab-
hängig von der Bonität des Kartenemittenten) gegen den Acquirer haben soll, 
sobald sämtliche Voraussetzungen für einen Auszahlungsanspruch nach den 
vertraglich vereinbarten Bedingungen vorliegen. Dieser Zahlungsanspruch re-
sultiert aber nicht aus § 667 BGB (Herausgabe des Geldeingangs), sondern 
auf vertraglicher Abrede mit Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen. Vor-
aussetzung für diesen Auszahlungsanspruch des Händlers wiederum sind die 
Erfüllung  einer Reihe von vertraglichen Pflichten zwischen Händler und Ac-
quirer, wie insbesondere Einholung eines schriftlichen, unterzeichneten Leis-
tungsbelegs, Autorisierungsabfrage, Autorisierungsbestätigung usw. Das Vor-
liegen dieser Auszahlungsvoraussetzungen ist vom Acquirer zu prüfen, so 
dass gerade die Vereinbarung von Auszahlungsrhythmen, die gerade vom 
Geldeingang unabhängig sind, zwischen Händler und Acquirer üblich und 
sachgerecht ist, um dem Acquirer die Prüfung dieser Auszahlungsvorausset-
zungen zu ermöglichen.  

 
bb) Von dieser Rechtslage im Kartenpräsenzgeschäft ist das bereits genannte  

„card-not-present“-Geschäft im (Telefon-, Mailorder oder Internethan-

del), bei dem also nicht die Kreditkarte physisch vorgelegt, sondern nur die 
Kreditkartendaten mitgeteilt werden, zu unterscheiden. Auch wenn der BGH 
in seiner Rechtsprechung (vgl. unter aa)) bislang zu einem Zahlungsanspruch 
des Vertragsunternehmens aus einem abstrakten Schuldversprechen nach §§ 
780, 781 BGB kommt, ließ er aber bislang für diesen Bereich des Kreditkar-
tengeschäfts offen bzw. entschied noch nicht, ob in Einzelfällen bei ausdrück-
licher Vereinbarung einer nicht-garantierten Zahlung geschäftsbesorgungs-
rechtliche Elemente eines Auszahlungsanspruchs nach § 667 BGB gegeben 
sein könnten. Dies kann insbesondere dann der Falls ein, wenn das Vertrags-
unternehmen akzeptiert, dass der tatsächliche Karteninhaber der Transaktion 
widerspricht, weil er sie gar nicht autorisiert hat. Hier kommt es also stärker 
auf das tatsächlich im Einzelfall vereinbarte Zahlungsprodukt an, insbesonde-
re ob ein Vertragsunternehmen eine garantierte oder eine nicht-garantierte 
Zahlung wünscht. 
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e) Wollte man nun – wie derzeit im Gesetzesentwurf der Bundesregierung – 
diese Differenzen in den Anspruchsgrundlagen eines Überweisungsempfän-
gers einerseits (bisher §§ 667, 676f, g BGB) bzw. eines Vertragsunterneh-
mens aus einer Kreditkartenzahlung andererseits (§ 780 BGB bzw. § 433, 437 
BGB, soweit nicht im Einzelfall produktabhängig anderes vereinbart ist) unter 
den Tisch fallen lassen, wären Kreditkarten-Acquirer zur Herausgabe von 
Geldbeträgen unabhängig von der Einhaltung der Vertragsbedingungen durch 
die Vertragsunternehmen alleine aufgrund des Geldeinganges verpflichtet. 
Dies würde in grober Weise die bisherige Kreditkartenpraxis mit gegenwärtig 
noch nicht nachvollziehbaren Konsequenzen auf den Kopf stellen.  

 
f) Auch der Bundesrat hat sich in seiner Stellungnahme zum Gesetzesentwurf 

der Bundesregierung (BT-Drs. 848/08) dafür ausgesprochen, dass zur Wah-
rung der Vertragsabschluss- und Vertragsgestaltungsfreiheit von den Rege-
lungen der § 675 t BGB-E abweichende Individualvereinbarungen zumindest 
mit Nicht-Verbrauchern weiter erlaubt sein sollten. Der Bundesrat moniert 
dabei, dass die nach dem Gesetzesentwurf der Bundesregierung vorgesehenen 
zwingenden Regelungen es nicht mehr ermöglichen, u.a. mit Unternehmen 
und institutionellen Kunden über Wertstellungen entsprechend ihren besonde-
ren Bedürfnissen individuelle Vereinbarungen zu treffen.  

 
Mit Blick auf die Vorgaben der Zahlungsdiensterichtlinie merkt der Bundes-
rat dabei zu Recht an, dass Art. 73 der ZDR zwar feste Wertstellungsregeln 
vorgibt, von denen bei Verträgen mit Unternehmen nicht abgewichen werden 
kann (Umkehrschluss aus Art. 51, 68 Abs. 2 ZDR). Art. 86 der Richtlinie un-
tersagt aber solche Abweichungen nur, wenn diese nachteilig für den Kunden 
sind. Im Falle von auf die Besonderheiten des Geschäftsverkehrs mit dem be-
treffenden Kunden abgestimmter Vereinbarungen ist dies gerade nicht der 
Fall. 

 
Zur Entstehungsgeschichte Art. 73 ZDR ist dem aus Acquirer-Sicht hinzuzu-
fügen, dass diese Vorschrift in den ersten Entwürfen der Richtlinie stets nur 
auf den Banküberweisungsverkehr und nicht auf den Kreditkartenverkehr ab-
gestellt hat. Erst nachträglich wurden im Laufe des Richtliniengebungsverfah-
rens auch die Kreditkartenzahlungen umfassend unter das Dach der „Zah-
lungsdienste“ genommen und wären in der Folge von Art. 73 ZDR berührt. 

 
f) Lösungsmöglichkeit im Gesetzgebungsverfahren 

 
Es bieten sich unterschiedliche Lösungen zur Auflösung dieser Widersprüch-
lichkeiten an. Einerseits könnte in der Gesetzesbegründung zu § 675t BGB 
betont werden, dass Ansprüche des Zahlungsempfängers gegen seinen Zah-
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lungsdienstleister nach § 675t BGB nur als lex specialis zu § 667 BGB dann 
bestehen, wenn der Zahlungsempfänger einen Zahlungsanspruch aus einem 
Geschäftsbesorgungsverhältnis  nach § 667 BGB hat. Damit wäre klargestellt, 
dass in den Fällen, in denen der Zahlungsanspruch des Vertragsunternehmens 
wie regelmäßig bei einer Kreditkartenzahlung aus abstraktem Schuldverspre-
chen oder Forderungskauf herrührt, § 675t BGB nicht zur Anwendung 
kommt.  

 
Des Weiteren könnte gerade in Anknüpfung an die bisherige Bezugnahme der 
Gesetzesbegründung auf § 676g BGB (heute) folgender Satz zu Klarstel-
lungszwecken angefügt werden: 

 
„Der Anspruch des Zahlungsempfängers auf Verfügbarmachen von Geldbe-

trägen nach Satz 1 und 2 setzt jedoch nach § 675a BGB-E voraus, dass ein 

Zahlungsanspruch nach § 667 BGB aus einem Geschäftsbesorgungsvertrag 

besteht und nicht, wie regelmäßig im Kreditkartengeschäft ein rein vertragli-

cher Zahlungsanspruch vereinbart ist, der je nach vertraglicher Vereinba-

rung unabhänging vom Geldeingang besteht. Soweit jedoch im Einzelfall, z.B. 

im Internet- oder Telefonordergeschäft, nicht-garantierte, geschäftsbesor-

gungsrechtliche Auszahlungsansprüche vereinbart werden, kann § 675t als 

lex specialis zu § 667 BGB zur Anwendung kommen.“ 
 
7. Zu § 676b (Anzeige nicht autorisierter Vorgänge) 

 
a) § 676b Abs. 2 geht über Art. 58 ZDR hinaus. Nach der Richtlinie hat ein Zah-

lungsdienstnutzer stets unverzüglich nach Feststellung eines nicht autorisier-
ten Vorgangs seinen Zahlungsdienstleister hiervon zu unterrichten und (nur) 
spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung – also unabhängig von ei-
ner Feststellung – wären Ansprüche gegen den Zahlungsdienstleister ausge-
schlossen. Richtigerweise sollte in § 676b Abs. 2 Satz 1 ergänzt werden: 
 
„... wenn dieser seinen Zahlungsdienstleister nicht unverzüglich nach Fest-

stellung im Sinne des Abs. 1 oder spätestens 13 Monate nach dem Tag der Be-

lastung....“. 

 
b) Auch die Regelung in § 676b Abs. 3 geht über die Regelung von Art. 75 

Abs. 1 und Abs. 2 ZDR hinaus, in der jeweils auf Art. 58 ZDR Bezug ge-
nommen worden ist. Wie Art. 75 eine verschuldensunabhängige Haftung des 
Zahlungsdienstleisters konstatiert, schließt auch Art. 75 i.V.m. Art. 58 ZDR 
verschuldensunabhängig eine Berufung auf eine fehlende Autorisierung des 
Zahlungsdienstenutzers bei Fristversäumnis aus, so dass dieser auch bei un-
verschuldeter Nichteinhaltung der 13-Monatsfrist nach § 676b Abs. 2 mit An-
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sprüchen präkludiert ist. Richtigerweise sollte § 676b Abs. 3 daher wie folgt 
lauten: 
 
„(3) Für Ansprüche auf Ersatz von Schäden im Sinne des § 675z Satz 2 gilt 

Abs. 2 entsprechend.“ 

 
 
Dr. Markus Escher 
Rechtsanwalt 
 
für die IG Kreditkarten 
 


